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I. ZUSAMMENFASSUNG 

 Kunden benötigen ein neutrales Messverfahren mit festen Prüfungsparametern 

zur Überprüfung mobiler Datenverbindungen. Die vom Anbieter beworbenen 

Werte und im Vertrag genannten Maximalwerte sind mit dem Schätzwert gleich-

zusetzen. 

 Eine Unterscheidung in städtische, halbstädtische und ländliche Gebiete ist ab-

zulehnen, da sich eine Minderung nur an den vertraglich vereinbarten Verfüg-

barkeiten messen lassen kann. Für Verbraucher sind zwei Prüfpunkte wichtig: 

die allgemeine Verfügbarkeit im Bundesgebiet und die Verfügbarkeit am Le-

bensmittelpunkt (Arbeitsplatz/Wohnort). Die vorgeschlagene Lösung diskrimi-

niert insbesondere im ländlichen Bereich wohnende Verbraucher und verschärft 

das Problem der Leistungsstörungen. 

 Anbieter erhalten eine gesetzlich legitimierte Möglichkeit, die im Vertrag ver-

sprochene Leistung deutlich zu unterschreiten, obwohl zuvor eine anderslau-

tende Werbung Kunden zum Abschluss eines Vertrages verleitet hat. Eine Gel-

tendmachung von Minderungsrechten wird durch den Vorschlag fast vollständig 

vereitelt, vollmundige Werbeaussagen ohne Inhalt haben keine Konsequenzen. 

Auch gilt dann der Grundsatz der Vertragstreue nicht mehr. 

 Bereits bei der Breitband-Messmethode sind die Mitwirkungspflichten und das 

manuelle Messen ein großes Problem, welches durch erweiterte Messpflichten 

im Mobilfunkbereich an geplanten fünf Tagen dazu führen wird, dass Verbrau-

chern die Geltendmachung ihrer Rechte vereitelt wird. Eine Ausweitung der 

Tage ist ebenso abzulehnen, wie eine manuelle Messmethode.  

 Das Tool muss automatisiert Messungen kostenfrei für alle Kunden ermöglichen 

und darf nicht auf bestimmte Betriebssysteme begrenzt sein. Daneben muss 

gewährleistet sein, dass Kunden zur Wahrnehmung ihrer Rechte nicht auf ei-

gene (Daten-)Kosten den Nachweis führen müssen, sondern die Prüfungen 

auch datenneutral erfolgen können. 
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II. EINLEITUNG 
Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V. begrüßt das Vorhaben der Konkreti-

sierung der in § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 TKG genannten unbestimmten Begriffe der „er-

heblichen, kontinuierlichen oder regelmäßig wiederkehrenden Abweichungen bei der 

Geschwindigkeit oder bei anderen Dienstequalitätsparametern zwischen der tatsächli-

chen Leistung der Internetzugangsdienste und der vom Anbieter der Internetzugangs-

dienste gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a bis d der Verordnung (EU) 2015/2120 

angegebenen Leistung“ und bedankt sich für die Möglichkeit der Abgabe einer Stel-

lungnahme zum genannten Thema. 

Wichtig zur Wahrnehmung von Verbraucherrechten ist eine klare Definition, wann Ver-

braucher welche Rechte geltend machen können. Hierbei kann ein neutrales Messtool, 

welches jederzeit und unkompliziert nutzbar ist, eine entscheidende Hilfe sein. Das 

Verfahren muss so gestaltet sein, dass Verbraucherrechte gestärkt, nicht beschnitten 

werden. 

Nach Auffassung der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V. bewirkt das vorge-

schlagene Prüfverfahren nicht eine Stärkung der Verbraucherrechte. Im Gegenteil: Das 

Messverfahren führt dazu, dass quasi nie Minderleistungen gerügt werden können und 

vereitelt die Geltendmachung von Verbraucherrechten. Ziel einer Ausgestaltung und 

Konkretisierung des § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 TKG muss die Stärkung, nicht die Ab-

schaffung von Verbraucherrechten sein. 
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III. ECKPUNKTE DER KONKRETISIERUNG 

1. ECKPUNKT 1: MOBILFUNKASPEKTE 

1.1 Netzseitige Parameter 

Derzeit werden verschiedene Frequenzbereiche genutzt, um eine möglichst flächende-

ckende Verbreitung zu erreichen. Die technischen Anforderungen sind dabei in der Flä-

che und auf dem Land anders als in der Großstadt oder in Ballungszentren. Dennoch 

sind diese technischen Unterschiede für Verbraucher nicht ersichtlich und eine Unter-

scheidung in die genannten drei Gebiete „städtisch, halbstädtisch und ländlich“ irrele-

vant, wenn sie das geplante Messtool nutzen möchten. Es muss sichergestellt werden, 

dass eine Nutzung für die Breite der Bevölkerung in der Fläche und nicht nur gekoppelt 

an Wohn- oder Arbeitsort möglich ist. 

1.2 Endkundenseitige Parameter 

Aufgrund der Versorgungsauflagen und der Implementierung neuer Technologien (5G) 

müsste es selbstverständlich sein, dass Mobilfunk mobil und nicht nur stationär an ein-

zelnen Punkten nutzbar und damit auch überprüfbar ist. Ein geplantes Messtool für Mo-

bilfunk wird konterkariert, wenn zu strenge Auflagen an den Standort und die Nutzung 

gelegt werden und sind damit abzulehnen. 

1.3 Geschätzter Maximalwert 

Da viele Anbieter nach Art. 4 Abs.1 Buchstabe d TSM-VO einen geschätzten Wert an-

geben, führt eine Berechnung mit den geplanten Abschlägen zu systematisch verän-

dert Ergebnissen, die die Rechte der Verbraucher gänzlich aushöhlen. Es bedarf an 

dieser Stelle einer klaren Definition von Start und Berechnungspunkten ohne Interpre-

tationsspielräume. Auslegungsmöglichkeiten führen zur Rechtsunsicherheit und dem 

Verlust von Verbraucherrechten. Ein Messverfahren kann nur dann zur Rechtssicher-

heit führen, wenn die Parameter klar bestimmt und für Kunden nachvollziehbar sind. 

 

FAZIT VERBRAUCHERZENTRALE BADEN-WÜRTTEMBERG 

Es ist wichtig, Kunden ein neutrales Messverfahren zur Verfügung zu stellen. Hierfür 

sind feste Prüfungsparameter zu definieren. Die vom Anbieter beworbenen Werte 

und die im Vertrag genannten Maximalwerte sind mit dem Schätzwert gleichzuset-

zen. 

 

2. ECKPUNKT 2: AUSGESTALTUNG DES ÜBERWACHUNGSMECHANISMUS IM 

MOBILFUNK 

Bei der Schaffung eines für den Mobilfunk geeigneten Messtools sind zunächst die Be-

sonderheiten des Mobilfunks einzubeziehen. Anders als die Bundesnetzagentur an-

nimmt, ist nicht die vorherrschende Marktsituation mitentscheidend, sondern vor allem 

die Werbeaussagen des Unternehmens. Wenn ein Unternehmen mit bestimmten tech-

nischen Verfügbarkeiten wirbt, so muss es sich hieran messen lassen. Für Endkunden 

ist die im Mobilfunk vorherrschende Marktsituation nicht ersichtlich und insofern auch 

irrelevant. 
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Es ist zu begrüßen, dass bei der Berechnung nicht nur ein bundeseinheitlicher Wert 

maßgeblich sein soll, sondern auch ein kundenspezifischer. Die bei uns eingehenden 

Beschwerden zeigen deutlich, dass Verbraucher zwar auch an einer allgemeinen Ver-

fügbarkeit des mobilen Internets Interesse haben, allerdings ein sehr starkes Bedürfnis 

vorherrscht, an bestimmten Orten ihren Mobilfunkvertrag nutzen zu können. Insbeson-

dere besteht immer wieder Streit darüber, dass mündliche Zusicherungen beim Ab-

schluss des Vertrages über die angebliche optimale Verfügbarkeit des Netzes am Woh-

nort oder Arbeitsplatz von Verbrauchern gemacht werden.  

Das Nutzerverhalten hat sich auch deutlich geändert. Seit 2018 wurden in Deutschland 

erstmals mehr abgehende Sprachverbindungsminuten im Mobilfunk verzeichnet als im 

Festnetz1 und auch das Gesprächsvolumen übersteigt das im Festnetz deutlich2. Viele 

Verbraucher haben mittlerweile auch nur noch einen Mobilfunkanschluss, so dass ins-

besondere deshalb eine entsprechende Erreichbarkeit bzw. Nutzbarkeit von mobilen 

Daten für Verbraucher vertragsentscheidend ist.  

Ein Überwachungsmechanismus ist daher für den Mobilfunkbereich notwendig, muss 

sich aber an der tatsächlichen Lebensrealität der Kunden orientieren. Maßgeblich für 

Verbraucher sind daher folgende Werte: zum einen die allgemeine bundesweite Ver-

fügbarkeit und zum anderen die entsprechenden Geschwindigkeiten, jeweils an den 

häufigsten Aufenthaltsorten wie Wohnung oder Arbeitsplatz. Eine Abweichung der ver-

traglichen zugesicherten zur tatsächlichen Leistung gerade an den beiden letztgenann-

ten Orten ist regelmäßiger Grund für Verbraucherbeschwerden bei der Verbraucher-

zentrale Baden-Württemberg e.V.   

 

FAZIT VERBRAUCHERZENTRALE BADEN-WÜRTTEMBERG 

Eine Unterscheidung in städtische, halbstädtische und ländliche Gebiete ist abzu-

lehnen, da sich eine Minderung nur an den vertraglich vereinbarten Verfügbarkeiten 

messen lassen darf. 

Zwei Prüfpunkte sind wichtig: die allgemeine Verfügbarkeit im Bundesgebiet und die 

Verfügbarkeit am Lebensmittelpunkt (Arbeitsplatz/Wohnort). Das Verfahren muss 

beide Punkte berücksichtigen, da diese die Lebenswirklichkeit abbilden. Da sich der 

Telekommunikationsbereich weg vom stationären und hin zum mobilen Telefonieren 

und Surfen bewegt hat, ist die mobile Verfügbarkeit an diesen beiden Punkten we-

sentlich für die Entscheidung der Verbraucher für einen konkreten Vertrag. 

___________________________________________________________________________________________ 

1 Statista: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/3579/umfrage/abgehende-verbindungsminuten-im-festnetz-und-

mobilfunk-seit-1998 

2 Bundesnetzagentur: Jahresbericht 2021, S. 62, https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Mediathek/Jahresbe-

richte/JB2021.pdf. 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB2021.pdf
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB2021.pdf
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3. KONKRETISIERUNG MINDERLEISTUNG 

3.1 Eckpunkt 3: Messaufbau 

Die geplanten Messungen sollen – orientiert am Festnetzbereich – 30 betragen, jedoch 

auf fünf Tage (statt drei im Festnetzbereich) verteilt sein. Das bedeutet zwei weitere 

Testtage. Es ist richtig, dass eine besonders häufige Messung an vielen Tagen mit vie-

len Messreihen ein noch umfassenderes Bild ergeben kann. 

Bereits jetzt sind aber die Messverfahren im Festnetzbereich mit unzumutbaren Mitwir-

kungspflichten der Verbraucher verbunden und nicht mit dem allgemeinen Lebens-

rhythmus vereinbar. 

Derzeitiges Verfahren im Festnetzbereich: 

30 Messungen  

+ an drei unterschiedlichen Kalendertagen  

+ mit jeweils zehn Einzelmessungen  

+ Mindestabstand von jeweils einem Kalendertag bei Messungen einzuhalten 

+ Verteilung der Messungen über den Messtag 

Nach Handreichung der Bundesnetzagentur gilt hier: „Aufgrund der beschriebenen 

möglichen Einflussfaktoren in der Endkundenmessumgebung sieht die Bundesnetza-

gentur aus Gründen der Rechtssicherheit und der Akzeptanz der Messungen von auto-

matisierten Messreihen ab. Vielmehr muss jede einzelne Messung manuell initiiert wer-

den. Dies bedeutet einen geringfügigen Komfortverlust für die Verbraucher; dem steht 

aus Sicht der Bundesnetzagentur aber ein deutlicher Gewinn an Kontrolle über die 

Messumgebung gegenüber.“3 Nach uns vorliegenden Verbraucherbeschwerden wer-

den schon heute unzumutbare Nachweispflichten von Verbrauchern eingefordert. Da 

die Messverfahren manuell durchgeführt werden müssen, bedeutet dies ein erhebli-

ches Umdisponieren des täglichen Lebens. Wie Verbraucher schildern, muss für die 

Prüfung teilweise sogar Urlaub beantragt werden, da für die Prüfverfahren eine Anwe-

senheit der Verbraucher vor Ort notwendig ist.  

Geplantes Verfahren im Mobilfunkbereich: 

30 Messungen  

+ an fünf unterschiedlichen Kalendertagen  

+ mit jeweils sechs Einzelmessungen  

+ dreistündige Pause zwischen der dritten und vierten Messung an einem Tag 

+ 5-minütige Pause zwischen den übrigen Messungen 

Gerade diese vielen Messvorschriften im Mobilfunkbereich werden ähnliche Probleme 

hervorrufen. Zwar führt eine Erweiterung der Testpflichten möglicherweise tatsächlich 

dazu, den Empfang aus verschiedenen Funkzellen messen zu können, bildet aber 

dann wiederum nur einen Empfang im Rahmen der allgemeinen bundesweiten Verfüg-

barkeit ab, nicht jedoch eine Verfügbarkeit der für Verbraucher entscheidenden Le-

bens- und Arbeitsorte. Daneben berücksichtigt die Testreihe wiederum nicht die Le-

bens- und Arbeitsgewohnheiten, da ein erheblicher unzumutbares Mitwirken der Ver-

braucher abverlangt wird. Weder ist es Verbrauchern möglich Sonderurlaub für zeitin-

tensive Messverfahren zu nehmen, noch kann die Arbeit für private Testzwecke unter-

___________________________________________________________________________________________ 

3 Handreichung BNetzA, B V., Nr. 38, https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Telekommunikation/Breit-

band/Breitbandgeschwindigkeiten/Handreichung_neu.pdf 
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brochen werden, ohne arbeitsrechtlichen Konsequenzen befürchten zu müssen. Inso-

fern wäre ein automatisierter Prüfzyklus durch das Tool notwendig, welches aber wie-

derum nur ein klar bestimmtes maximales Datenvolumen beanspruchen darf, da kun-

denseitig nur eine begrenzte Verfügbarkeit des Volumens in den bestehenden Verträ-

gen inkludiert ist. Eine dauerhafte Einstellung der mobilen Daten führt zu einem unnöti-

gen Datenverlust des inkludierten Volumens auf Kosten der Verbraucher, die dem An-

bieter eine Minderleistung nachweisen wollen. Die Verwendung von datenintensiven 

Tools führen letztlich dazu, dass mangels Akzeptanz eines solchen Tools, Kunden an 

der Durchsetzung ihrer Rechte durch die technische Limitierung gehindert würden. 

Insofern kann ein Messaufbau nur durch ein automatisiertes Tool die Lebensgewohn-

heiten der Verbraucher berücksichtigen, muss aber gleichzeitig einen klar zu begren-

zenden Datenvolumenrahmen (ggfs. kostenfreie Zuschläge/ Erhöhung des Volumens 

nach Starten der Messtools) berücksichtigen. 

3.2 Eckpunkt 4: Minderleistung 

Bei der Berechnung der Minderleistung ist ein Abschlag vorgesehen. Berücksichtigt 

werden soll hierbei die jeweilige Infrastruktur und die verbaute Technik. Dieses Vorge-

hen erscheint willkürlich. Verbraucher können nicht abschätzen, in welcher Funkzelle 

sie sich genau befinden (städtisch, halbstädtisch oder schon ländlich), nach welcher 

Maßgabe sie mit Abschlägen rechnen müssen und zudem ist dies auch unter dem Ge-

sichtspunkt des geschlossenen Vertrages nicht nachvollziehbar. Die Gruppe der Ver-

braucher bei einem Anbieter schließt zu bestimmten Konditionen Verträge zu festen 

Preisen und bekommt dabei feste Leistungen zugesichert. Insofern ist es nun willkürlich 

einen Abschlag davon abhängig zu machen, wo Verbraucher wohnen bzw. sich aufhal-

ten. Gerade nach der vorgeschlagenen Berechnungsmethode würden Stadtbewohner 

privilegiert werden und die ohnehin im ländlichen Raum abgehängte Bevölkerung zu-

sätzlich erschwerten Bedingungen ausgesetzt. Verbraucher würden danach systema-

tisch Minderleistungen erhalten. Die vorgeschlagene Lösung würde letztlich sogar dazu 

führen, dass Anbieter nach der vorgeschlagenen Regelung sogar über 90 Prozent der 

Leistung nicht liefern müssen, sofern sie nur einmal 10 Prozent leisten. Der Abschlag 

ist willkürlich, sachlich nicht gerechtfertigt und zudem viel zu hoch angesetzt.  

Die Regelung sieht vor (siehe S.10 ganz unten + S 11 vor 5. Eckpunktepapier), dass 
kein Mangel vorliegt, wenn 
+ 30 Messungen 
+ verteilt auf 5 Tage vorgenommen 
+ in städtischen Gebieten 25 %, in halbstädtischen Gebieten 15% und in ländli-
chen Gebieten 10% der vereinbarten Leistung 
+ mindestens einmal erreicht wird! 

Dies bedeutet, dass Anbieter eigentlich nichts mehr liefern müssen und nur einmal ein 
bisschen (25% städtisch /15% halbstädtisch/ 10 ländlich%), damit sie keinen Minde-
rungsrechten ausgesetzt sind. Aufgrund technisch bedingter Schwankungen wäre ein 
Abschlag denkbar. Dieser dürfte aber maximal 10 Prozent betragen, damit sich Anbie-
ter nicht ihrer vertraglichen Leistungspflicht entziehen können. 

 

FAZIT VERBRAUCHERZENTRALE BADEN-WÜRTTEMBERG 

Die vorgeschlagene Lösung wird zu einer systematischen Diskriminierung gerade 

der ländlichen Bevölkerung führen, obwohl ortsunabhängig die Monatsbeiträge der 

einzelnen Tarife gleich sind. Auch muss hier die Vertragstreue gelten. Die vorge-
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schlagene Lösung wird das Problem der Leistungsstörungen nicht beseitigen, son-

dern verschärfen. Anbieter hätten hiermit eine gesetzlich legitimierte Möglichkeit die 

im Vertrag versprochene Leistung deutlich zu unterschreiten, obwohl zuvor eine an-

derslautende Werbung entscheidend für den Vertragsabschluss war. 

Bereits bei der Breitband-Messmethode sind die Mitwirkungspflicht und das manu-

elle Messen ein großes Problem, welches durch erweiterte Messpflichten im Mobil-

funkbereich an geplanten fünf Tagen dazu führen wird, dass Verbrauchern die Gel-

tendmachung ihrer Rechte unmöglich gemacht wird. Eine Ausweitung der Tage ist 

ebenso abzulehnen, wie eine manuelle Messmethode. Durch den Vorschlag, dass 

Anbieter im ländlichen Raum nur einmalig 10 Prozent Leistung, im halbstädtischen 

Raum 15 Prozent und im städtischen Raum einmalig 25 Prozent erbringen müssen, 

werden Kundenrechte ad absurdum geführt. Eine Geltendmachung von Minde-

rungsrechten wird damit fast vollständig vereitelt, vollmundige Werbeaussagen ohne 

Inhalt hätten dann keine Konsequenzen mehr und der Grundsatz der Vertragstreue 

wäre ad acta gelegt. 

 

4. IMPLIKATIONEN ÜBERWACHUNGSMECHANISMUS 

Hier wird angeführt, dass der Überwachungsmechanismus den gängigen Systemen 

wie Android und iOS kostenfrei zur Verfügung gestellt werden soll. Wird hiermit impli-

ziert, dass Kunden mit Mobilfunktelefonen ohne Google Services und „Original-And-

roid“ (bspw. Huawei) und von weniger genutzten Betriebssystemen nur kostenpflichtig 

den Nachweis erbringen dürfen, dass ihr Anbieter die versprochene Leistung nicht er-

bringt? Wie soll für diesen Nutzerkreis der Nachweis möglich sein? 

Auch muss beachtet werden, dass Kunden nur ein begrenztes Datenvolumen zur Ver-

fügung haben und es insofern für den Messzyklus zu Problemen kommen kann. Inso-

fern ist sicherzustellen, dass der Messzyklus nur sehr wenig Daten verbrauchen wird 

und zudem dieses verwendete Volumen nicht vom vertraglich zur Verfügung stehende 

Datenvolumen der Kunden abgezogen werden darf. Es wäre nicht hinnehmbar, dass 

Kunden eines kleineren Vertrages (Vertrag mit weniger Datenvolumen) gehindert wä-

ren ihre Sachlage beweisen zu können und Kunden mit großen, teureren Verträgen 

und entsprechend hohen Datenvolumina in der Geltendmachung von Rechten privile-

giert werden. 

 

FAZIT VERBRAUCHERZENTRALE BADEN-WÜRTTEMBERG 

Das Tool muss automatisiert Messungen kostenfrei für alle Kunden ermöglichen und 

darf nicht auf bestimmte Systeme begrenzt sein. Daneben muss gewährleistet sein, 

dass Kunden zur Wahrnehmung ihrer Rechte nicht auf eigene Kosten den Nachweis 

führen müssen, sondern Messungen ohne Anrechnung auf das eigene Datenvolu-

men durchführbar sind. 

 


